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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2024/20 DER KOMMISSION 

vom 12. Dezember 2023

zur Nichterneuerung der Genehmigung für den Wirkstoff S-Metolachlor gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Änderung der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über 
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des 
Rates (1), insbesondere auf Artikel 20 Absatz 1 und Artikel 78 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Richtlinie 2005/3/EG der Kommission (2) wurde der Wirkstoff S-Metolachlor in Anhang I der 
Richtlinie 91/414/EWG des Rates (3) aufgenommen.

(2) Gemäß Artikel 78 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 gelten in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG 
aufgenommene Wirkstoffe als gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 genehmigt und sind in Teil A des 
Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission (4) aufgeführt.

(3) Die Genehmigung für den Wirkstoff S-Metolachlor gemäß Teil A des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 540/2011 läuft am 15. November 2024 aus.

(4) Anträge auf Erneuerung der Genehmigung für den Wirkstoff S-Metolachlor wurden Deutschland, dem Bericht 
erstattenden Mitgliedstaat, und Frankreich, dem mitberichterstattenden Mitgliedstaat, gemäß Artikel 1 der 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 844/2012 der Kommission (5) innerhalb der in dem genannten Artikel 
festgesetzten Frist übermittelt.

(5) Die Antragsteller haben dem Bericht erstattenden Mitgliedstaat, dem mitberichterstattenden Mitgliedstaat, der 
Kommission und der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden „Behörde“) die gemäß 
Artikel 6 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 844/2012 erforderlichen ergänzenden Dossiers vorgelegt. Die 
Anträge wurden vom Bericht erstattenden Mitgliedstaat für vollständig befunden.

(6) Der Bericht erstattende Mitgliedstaat hat in Absprache mit dem mitberichterstattenden Mitgliedstaat einen Entwurf 
eines Bewertungsberichts im Hinblick auf die Erneuerung erstellt und ihn am 6. September 2018 der Behörde und 
der Kommission vorgelegt.

(7) Die Behörde hat die ergänzende Kurzfassung des Dossiers der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Sie hat außerdem 
den Entwurf des Bewertungsberichts im Hinblick auf die Erneuerung an die Antragsteller und die Mitgliedstaaten 
zur Stellungnahme weitergeleitet und eine öffentliche Konsultation dazu auf den Weg gebracht. Die Behörde hat die 
eingegangenen Stellungnahmen an die Kommission weitergeleitet.

(1) ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 1.
(2) Richtlinie 2005/3/EG der Kommission vom 19. Januar 2005 zur Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates zwecks Aufnahme 

der Wirkstoffe Imazosulfuron, Laminarin, Methoxyfenozid und s-Metolachlor (ABl. L 20 vom 22.1.2005, S. 19).
(3) Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (ABl. L 230 vom 

19.8.1991, S. 1).
(4) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission vom 25. Mai 2011 zur Durchführung der Verordnung (EG) 

Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Liste zugelassener Wirkstoffe (ABl. L 153 vom 11.6.2011, 
S. 1).

(5) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 844/2012 der Kommission vom 18. September 2012 zur Festlegung der notwendigen 
Bestimmungen für das Erneuerungsverfahren für Wirkstoffe gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (ABl. L 252 vom 19.9.2012, S. 26).
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(8) Da die Bewertung aller relevanter Bereiche, mit Ausnahme der endokrinschädlichen Eigenschaften, abgeschlossen 
und eine Reihe kritischer Problembereiche ermittelt worden war, ersuchte die Kommission die Behörde am 
29. September 2022, die Ergebnisse der Risikobewertung für den Wirkstoff S-Metolachlor vorzulegen, 
einschließlich ihrer Schlussfolgerung dazu, ob angenommen werden kann, dass S-Metolachlor — unter Ausschluss 
der vollständigen Bewertung der endokrinschädlichen Eigenschaften — die Genehmigungskriterien gemäß Artikel 4 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erfüllt.

(9) Am 3. Februar 2023 übermittelte die Behörde der Kommission ihre Schlussfolgerung (6) dazu, ob angenommen 
werden kann, dass S-Metolachlor die Genehmigungskriterien gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
erfüllt.

(10) Die Behörde hat mehrere kritische Problembereiche ermittelt. Zunächst gelangte sie anhand von 
Überwachungsdaten zu dem Schluss, dass S-Metolachlor und seine relevanten Metaboliten mit Herbizidwirkung im 
Grundwasser in einer Höhe über dem parametrischen Trinkwassergrenzwert von 0,1 μg/l vorhanden sein können 
und dass außerdem, basierend auf einer Grundwassermodellierung, in allen Szenarien bei allen repräsentativen 
Verwendungen vom Vorhandensein dieser Metaboliten in einer Höhe über dem Wert von 0,1 μg/l auszugehen ist. 
Des Weiteren stellte die Behörde ein hohes Potenzial für eine Grundwasserexposition über dem parametrischen 
Trinkwassergrenzwert von 0,1 μg/l in Bezug auf Metaboliten fest, die aufgrund von Bedenken oder Datenlücken 
hinsichtlich der Genotoxizität und/oder Karzinogenität toxikologisch relevant sind. Schließlich ermittelte die 
Behörde auch ein hohes Risiko für regenwurmfressende Säugetiere durch Sekundärvergiftungen.

(11) Gemäß Artikel 14 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 844/2012 legte die Kommission dem Ständigen 
Ausschuss für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel im Mai 2023 einen Entwurf eines Berichts im Hinblick 
auf die Erneuerung sowie einen Entwurf der vorliegenden Verordnung zur Prüfung vor. Der Entwurf des Berichts im 
Hinblick auf die Erneuerung wurde am 12. Juli 2023 vom Ständigen Ausschuss fertiggestellt.

(12) Die Kommission forderte die Antragsteller auf, zu den Schlussfolgerungen der Behörde Stellung zu nehmen. 
Außerdem forderte die Kommission die Antragsteller im Einklang mit Artikel 14 Absatz 1 Unterabsatz 3 der 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 844/2012 auf, zum Entwurf des Berichts im Hinblick auf die Erneuerung 
Stellung zu nehmen. Die von den Antragstellern vorgelegten Stellungnahmen wurden eingehend geprüft.

(13) Die Bedenken gegenüber dem Wirkstoff konnten jedoch trotz der von den Antragstellern vorgebrachten Argumente 
nicht ausgeräumt werden.

(14) Damit konnte nicht nachgewiesen werden, dass in Bezug auf einen oder mehrere repräsentative Verwendungszwecke 
mindestens eines Pflanzenschutzmittels, das S-Metolachlor enthält, die Genehmigungskriterien gemäß Artikel 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erfüllt sind. Die Genehmigung für den genannten Wirkstoff sollte daher nicht 
erneuert werden.

(15) Die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 sollte daher entsprechend geändert werden.

(16) Den Mitgliedstaaten sollte ausreichend Zeit für den Widerruf der Zulassungen für S-Metolachlor enthaltende 
Pflanzenschutzmittel eingeräumt werden.

(17) Räumt ein Mitgliedstaat gemäß Artikel 46 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 eine Aufbrauchfrist für 
S-Metolachlor enthaltende Pflanzenschutzmittel ein, so sollte diese Frist spätestens am 23. Juli 2024 enden.

(6) Peer review of the pesticide risk assessment of the active substance S-metolachlor excluding the assessment of the endocrine disrupting 
properties (EFSA Journal 2023;21(2):7852; https://doi.org/10.2903/j.efsa.2023.7852).
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(18) Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2023/918 der Kommission (7) wurde die Laufzeit der Genehmigung für 
S-Metolachlor bis zum 15. November 2024 verlängert, damit das Erneuerungsverfahren vor dem Auslaufen der 
Genehmigung für diesen Wirkstoff abgeschlossen werden kann. Da die Nichterneuerung der Genehmigung jedoch 
vor Ablauf dieser verlängerten Laufzeit beschlossen wurde, sollte die vorliegende Verordnung ab einem früheren 
Datum gelten.

(19) Die vorliegende Verordnung steht der Einreichung eines neuen Antrags auf Genehmigung von S-Metolachlor gemäß 
Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 nicht entgegen.

(20) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Nichterneuerung der Genehmigung für den Wirkstoff

Die Genehmigung für den Wirkstoff S-Metolachlor wird nicht erneuert.

Artikel 2

Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011

In Teil A des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird Zeile 97 zu S-Metolachlor gestrichen.

Artikel 3

Übergangsmaßnahmen

Die Mitgliedstaaten widerrufen spätestens am 23. April 2024 die Zulassungen für Pflanzenschutzmittel, die S-Metolachlor 
als Wirkstoff enthalten.

Artikel 4

Aufbrauchfrist

Etwaige Aufbrauchfristen, die die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 46 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 einräumen, enden 
spätestens am 23. Juli 2024.

Artikel 5

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

(7) Durchführungsverordnung (EU) 2023/918 der Kommission vom 4. Mai 2023 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 540/2011 hinsichtlich der Ausweitung des Genehmigungszeitraums für die Wirkstoffe Aclonifen, Ametoctradin, Beflubutamid, 
Benthiavalicarb, Boscalid, Captan, Clethodim, Cycloxydim, Cyflumetofen, Dazomet, Diclofop, Dimethomorph, Ethephon, Fenazaquin, 
Fluopicolid, Fluoxastrobin, Flurochloridon, Folpet, Formetanat, Helicoverpa armigera Nucleopolyhedrovirus, Hymexazol, Indolyl- 
Buttersäure, Mandipropamid, Metalaxyl, Metaldehyd, Metam, Metazachlor, Metribuzin, Milbemectin, Paclobutrazol, Penoxsulam, 
Phenmedipham, Pirimiphos-methyl, Propamocarb, Proquinazid, Prothioconazol, S-Metolachlor, Spodoptera littoralis Nucleopoly
hedrovirus, Trichoderma asperellum Stamm T34 und Trichoderma atroviride Stamm I-1237 (ABl. L 119 vom 5.5.2023, S. 160).
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 12. Dezember 2023

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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BESCHLUSS (GASP) 2024/195 DES RATES 

vom 21. Dezember 2023

zur Änderung des Beschlusses 2014/145/GASP über restriktive Maßnahmen angesichts von 
Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine 

untergraben oder bedrohen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 17. März 2014 den Beschluss 2014/145/GASP (1) angenommen.

(2) Der Europäische Rat hat in seinen Schlussfolgerungen vom 26./27. Oktober 2023 erneut entschieden den 
Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine, der eine offenkundige Verletzung der Charta der Vereinten Nationen 
darstellt, verurteilt und die unverbrüchliche Unterstützung der Union für die Unabhängigkeit, Souveränität und 
territoriale Unversehrtheit der Ukraine innerhalb ihrer international anerkannten Grenzen und das naturgegebene 
Recht der Ukraine auf Selbstverteidigung gegen den Angriff Russlands bekräftigt. Der Europäische Rat hat ferner 
erklärt, dass die Fähigkeit Russlands zur Führung seines Angriffskriegs weiter geschwächt werden muss, 
einschließlich durch die weitere Verschärfung der Sanktionen.

(3) Angesichts der sehr ernsten Lage ist der Rat der Ansicht, dass eine Person und eine Organisation, die für Handlungen 
verantwortlich sind, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben 
oder bedrohen, in die im Anhang des Beschlusses 2014/145/GASP enthaltene Liste der Personen, Organisationen 
und Einrichtungen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, aufgenommen werden sollten.

(4) Der Beschluss 2014/145/GASP sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang des Beschlusses 2014/145/GASP wird gemäß dem Anhang des vorliegenden Beschlusses geändert.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 21. Dezember 2023.

Im Namen des Rates
Der Präsident

P. NAVARRO RÍOS

(1) Beschluss 2014/145/GASP des Rates vom 17. März 2014 über restriktive Maßnahmen angesichts von Handlungen, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen (ABl. L 78 vom 17.3.2014, S. 16).
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Die folgende Person und die folgende Organisation werden in die Liste der Personen, Organisationen und Einrichtungen im Anhang des Beschlusses 2014/145/GASP aufgenommen:

Person

Name Angaben zur Identifizierung Begründung Datum der Aufnahme in 
die Liste

„1646. Pavel Alekseevich 
MARINYCHEV

(Павел Алексеевич 
МАРИНЫЧЕВ)

Funktion: Geschäftsführer von Alrosa

Geburtsdatum: 25.10.1978

Geburtsort: Jakutsk, UdSSR (jetzt 
Russische Föderation)

Staatsangehörigkeit: russisch

Steuer-Identifikationsnummer: 
143515801397

Verbundene Organisation: PJSC Alrosa

Geschlecht: männlich

Pavel Marinychev ist Geschäftsführer von Alrosa, einem in Russland tätigen 
staatseigenen Unternehmen, das auf Exploration, Abbau, Produktion und Verkauf 
von Diamanten spezialisiert ist. Alrosa ist der weltweit größte 
Rohdiamantenproduzent. Die Diamantenindustrie ist als Quelle des wichtigsten 
nicht energetischen Exportartikels des Landes für die Wirtschaft der Russischen 
Föderation von strategischer Bedeutung. Auf Alrosa entfallen über 90 % der 
gesamten russischen Diamantenproduktion. Als Geschäftsführer von Alrosa ist 
Pavel Marinychev daher ein Geschäftsmann, der in einem Bereich der Wirtschaft 
tätig ist, die der Regierung der Russischen Föderation, die für die Annexion der 
Krim und die Destabilisierung der Ukraine verantwortlich ist, als wichtige 
Einnahmequelle dient. In dieser Funktion unterstützt er die Regierung der 
Russischen Föderation, die für die Annexion der Krim und die Destabilisierung der 
Ukraine verantwortlich ist, auch materiell. Er steht mit Alrosa in Verbindung.

3.1.2024“

Organisation

Name Angaben zur Identifizierung Begründung Datum der Aufnahme in 
die Liste

„337. PJSC Alrosa

(АЛРОСА)

Anschriften: Mirny office: 678174 ul. 
Lenina, 6, Mirny, Republic of Sakha 
(Yakutia), Russia

Moscow office: 24, Ozerkovskaya nab. 
115184, Moscow, Russian Federation

Art der Organisation: Öffentliche 
Aktiengesellschaft (Public Joint Stock 
Company)

Ort der Registrierung: Russian 
Federation

Alrosa ist ein in Russland tätiges staatseigenes Unternehmen, das auf Exploration, 
Abbau, Produktion und Verkauf von Diamanten spezialisiert ist. Alrosa ist der 
weltweit größte Rohdiamantenproduzent. Die Diamantenindustrie ist als Quelle 
des wichtigsten nicht energetischen Exportartikels des Landes für die Wirtschaft 
der Russischen Föderation von strategischer Bedeutung. Auf Alrosa entfallen über 
90 % der gesamten russischen Diamantenproduktion. Alrosa unterhält auch eine 
langjährige Partnerschaft mit den russischen Streitkräften, da das Unternehmen 
seit 1997 ein Unterseeboot der russischen Marine fördert. Alrosa ist somit in 
einem Bereich der Wirtschaft tätig, der der Regierung der Russischen Föderation, 
die für die Annexion der Krim und die Destabilisierung der Ukraine verantwortlich 
ist, als wichtige Einnahmequelle dient. Darüber hinaus leistet Alrosa der Regierung 
der Russischen Föderation materielle Unterstützung.

3.1.2024“
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Name Angaben zur Identifizierung Begründung Datum der Aufnahme in 
die Liste

Registrierungsdatum: 17.7.2002

OGRN: 1021400967092

Steuer-Identifikationsnummer: 
1433000147

Hauptgeschäftssitz: Russian Federation

Verbundene Person: Pavel Alekseevich 
MARINYCHEV (Geschäftsführer)

A
Bl. L vom

 3.1.2024 
D

E  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2024/196 DES RATES 

vom 21. Dezember 2023

zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 des Rates über restriktive Maßnahmen 
angesichts von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit 

der Ukraine untergraben oder bedrohen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 269/2014 des Rates vom 17. März 2014 über restriktive Maßnahmen angesichts von 
Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben oder 
bedrohen (1), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 1,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 17. März 2014 die Verordnung (EU) Nr. 269/2014 angenommen.

(2) Der Europäische Rat hat in seinen Schlussfolgerungen vom 26./27. Oktober 2023 erneut entschieden den 
Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine, der eine offenkundige Verletzung der Charta der Vereinten Nationen 
darstellt, verurteilt und die unverbrüchliche Unterstützung der Union für die Unabhängigkeit, Souveränität und 
territoriale Unversehrtheit der Ukraine innerhalb ihrer international anerkannten Grenzen und das naturgegebene 
Recht der Ukraine auf Selbstverteidigung gegen den Angriff Russlands bekräftigt. Der Europäische Rat hat ferner 
erklärt, dass die Fähigkeit Russlands zur Führung seines Angriffskriegs weiter geschwächt werden muss, 
einschließlich durch die weitere Verschärfung der Sanktionen.

(3) Angesichts der sehr ernsten Lage ist es angezeigt, weitere restriktive Maßnahmen zu erlassen.

(4) Der Rat ist insbesondere der Ansicht, dass eine Person und eine Organisation, die für Handlungen verantwortlich 
sind, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen, 
in die im Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 enthaltene Liste der Personen, Organisationen und 
Einrichtungen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, aufgenommen werden sollten.

(5) Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

(1) ABl. L 78 vom 17.3.2014, S. 6.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 21. Dezember 2023.

Im Namen des Rates
Der Präsident

P. NAVARRO RÍOS

ABl. L vom 3.1.2024 DE  
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ANHANG 

Die folgende Person und die folgende Organisation werden in die Liste der Personen, Organisationen und Einrichtungen in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 aufgenommen:

Person

Name Angaben zur Identifizierung Begründung
Datum der 

Aufnahme in die 
Liste

„1646. Pavel Alekseevich 
MARINYCHEV

(Павел Алексеевич 
МАРИНЫЧЕВ)

Funktion: Geschäftsführer von 
Alrosa

Geburtsdatum: 25.10.1978

Geburtsort: Jakutsk, UdSSR (jetzt 
Russische Föderation)

Staatsangehörigkeit: russisch

Steuer-Identifikationsnummer: 
143515801397

Verbundene Organisation: PJSC 
Alrosa

Geschlecht: männlich

Pavel Marinychev ist Geschäftsführer von Alrosa, einem in Russland tätigen staatseigenen 
Unternehmen, das auf Exploration, Abbau, Produktion und Verkauf von Diamanten 
spezialisiert ist. Alrosa ist der weltweit größte Rohdiamantenproduzent. Die 
Diamantenindustrie ist als Quelle des wichtigsten nicht energetischen Exportartikels des 
Landes für die Wirtschaft der Russischen Föderation von strategischer Bedeutung. Auf 
Alrosa entfallen über 90 % der gesamten russischen Diamantenproduktion. Als 
Geschäftsführer von Alrosa ist Pavel Marinychev daher ein Geschäftsmann, der in einem 
Bereich der Wirtschaft tätig ist, die der Regierung der Russischen Föderation, die für die 
Annexion der Krim und die Destabilisierung der Ukraine verantwortlich ist, als wichtige 
Einnahmequelle dient. In dieser Funktion unterstützt er die Regierung der Russischen 
Föderation, die für die Annexion der Krim und die Destabilisierung der Ukraine 
verantwortlich ist, auch materiell. Er steht mit Alrosa in Verbindung.

3.1.2024“

Organisation

Name Angaben zur Identifizierung Begründung
Datum der 

Aufnahme in die 
Liste

„337. PJSC Alrosa

(АЛРОСА)

Anschriften: Mirny office: 678174 
ul. Lenina, 6, Mirny, Republic of 
Sakha (Yakutia), Russia

Moscow office: 24, Ozerkovskaya 
nab. 115184, Moscow, Russian 
Federation

Art der Organisation: Öffentliche 
Aktiengesellschaft (Public Joint 
Stock Company)

Alrosa ist ein in Russland tätiges staatseigenes Unternehmen, das auf Exploration, Abbau, 
Produktion und Verkauf von Diamanten spezialisiert ist. Alrosa ist der weltweit größte 
Rohdiamantenproduzent. Die Diamantenindustrie ist als Quelle des wichtigsten nicht 
energetischen Exportartikels des Landes für die Wirtschaft der Russischen Föderation 
von strategischer Bedeutung. Auf Alrosa entfallen über 90 % der gesamten russischen 
Diamantenproduktion. Alrosa unterhält auch eine langjährige Partnerschaft mit den 
russischen Streitkräften, da das Unternehmen seit 1997 ein Unterseeboot der russischen 
Marine fördert. Alrosa ist somit in einem Bereich der Wirtschaft tätig, der der Regierung 
der Russischen Föderation, die für die Annexion der Krim und die Destabilisierung der 
Ukraine verantwortlich ist, als wichtige Einnahmequelle dient. Darüber hinaus leistet 
Alrosa der Regierung der Russischen Föderation materielle Unterstützung.
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Ort der Registrierung: Russian 
Federation

Registrierungsdatum: 17.7.2002

OGRN: 1021400967092

Steuer-Identifikationsnummer: 
1433000147

Hauptgeschäftssitz: Russian 
Federation

Verbundene Person: Pavel 
Alekseevich MARINYCHEV 
(Geschäftsführer)
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